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2121 
Verordnung 

zur Verhü.tung übertragbarer Krankheiten 
(Hygiene-Verordnung) 

Vom 9. Januar 2003 

Auf Grund des § 17 Abs. 4 des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Men­
schen (Infektionsschutzgesetz - IfSG) vom 20. Juli 2000 
(BGBI. I S. 1045), geändert durch Gesetz vom 5. November 
2001 (BGBI. I S. 2960), in Verbindung mit § 10 der 
Verordnung ztu- Regelung von Zuständigkeiten nach dem 
Infektionsschutzgesetz - ZVO-IfSG - vom 28. November 
2000 (GV. ~RW. S. 701) wird verordnet: 

§ 1 
Geltungsbereich 

Diese Verordnung gilt für berufs- oder gewerbsmäßig 
ausgeübte Tätigkeiten außerhalb der Heilkunde, bei 
denen Krankheitserreger im Sinne von § 2 IfSG, insbe­
sondere Erreger von AIDS, Virushepatitis B und C oder 
deren toxische Produkte auf Menschen übertragen wer­
den können. Hierzu gehören insbesondere Tätigkeiten im 
Frisörhandwerk, in der Kosmetik und Fußpflege, beim 
Tätowieren und Piercing, Ohrlochstechen, aber auch 
andere Tätigkeiten, bei denen Verletzungen der Körper­
oberfläche vorgenommen werden, soweit hierbei Geräte, 
Werkzeuge oder Gegenstände eingesetzt werden, die bei 
ihrer bestimmungsgemäßen Anwendung am Menschen 
Verletzungen der Haut oder Schleimhaut venu-sachen 
oder unbeabsichtigt verursachen können. 

§2 

Pflichten 

(1) \Ver Handlungen vornimmt, die mit einer Verlet­
zung der Haut oder Schleimhaut einhergehen, hat vorher 
seine Hände sorgfältig zu reinigen und diese sowie die zu 
behandelnden Haut- oder Schleimhautflächen zu desinfi­
zieren. Bei der Ausübung der Tätigkeiten sind Einmal­
handschuhe zu tragen. Für jeden neuen Kunden sind neue 
Einmalhandschuhe zu verwenden. 

(2) Handlungen, die eine Verletzung der Haut oder 
Schleimhaut vorsehen, sind mit sterilen Geräten, Werk­
zeugen oder Gegenständen vorzunehmen. Sterile Einmal­
materialien dürfen nach dem ersten Gebrauch nicht 
wieder verwendet werden. Mehrfach verwendbare Ge­
räte, ·werkzeuge und Gegenstände, die für eine Handlung 
nach Satz 1 bestimmt sind, sind nach jedem Gebrauch 
zunächst einer desinfizierenden Reinigung und anschlie­
ßend einer Heißluft- oder Dampfsterilisation zu unterzie­
hen sowie bis zur nächsten Anwendung steril aufzube­
wahren. 

Soweit die Handlungen unter Verwendung von lVIedi­
zinprodukten vorgenommen werden, sind die Vorschrif­
ten der l\/Iedizinprodukte-Betreiberverordnung einzuhal­
ten. 

(3) Mehrfach verwendbare Geräte, vVerkzeuge und 
Gegenstände, deren Benutzung eine Verletzung der Haut 
oder Schleimhaut nicht vorsieht, bei deren Anwendung es 
aber zu einer Verletzung der Haut oder Schleimhaut 
kommen kann, sind nach jedem Gebrauch zu reinigen 
und mindestens an jedem Arbeitstag zu desinfizieren 
(Kundenschutz). Ist es zu einer unbeabsichtigten Verlet­
zung gekommen, sind sie sofort zu desinfizieren und 

. danach sorgfältig zu reinigen (Eigenschutz und Kunden­
schutz). 

(4) Der Arbeitsbereich für Tätigkeiten nach § 1 muss 
geeignet und so beschaffen sein, dass alle Oberflächen 
leicht zu reinigen und zu desinfizieren sind. 

(5) Die Arbeitsflächen sind mindestens an jedem Ar­
beitstag gründlich zu reinigen und zu desinfizieren. 

§ 3 

Desinfektion 

Desinfektionen von Händen, Haut, Instrumenten und 
Flächen sind mit geeigneten Mitteln und Verfahren zur 
Inaktivierung von Krankheitserregern vorzunehmen, die 

in der Liste der nach den „Richtlinien für die Prüfung 
chemischer Desinfektionsmittel" geprüften und von der 
Deutschen Gesellschaft für Hygiene und Mikrobiologie 
als wirksam befundenen Desinfektionsverfahren 
(DGHM-Liste) in jeweils aktueller Fassung aufgeführt 
sind. Ebenfalls zulässig sind Desinfektionen, die gemäß 
den in der Liste der vom Robert Koch-Institut geprüften 
und anerkannten Desinfektionsmittel und 
-verfahren in jeweils aktueller Fassung dq.rchgeführt 
werden. 

§4 
Sterilisation 

(1) Vor einer Sterilisation ist eine ausreichende Desin­
fektion und Reinigung der Instrumente durchzuführen. 

(2) Eine Instrumentensterilisation hat mittels Heißluft­
oder Dampfsterilisatoren zu erfolgen. Die Sterilisatoren 
sind halbjährlich und nach Reparaturen mit Bioindikato­
ren auf ihre ·wirksamkeit zu überprüfen. 

§ 5 

Abfälle 

Verletzungsgefährliche (spitze, scharfe oder zerbrechli­
che) Geräte, Werkzeuge oder Gegenstände, die bei Tätig­
keiten nach § 1 verwendet worden sind, dürfen, auch 
wenn sie desinfiziert worden sind, nur in einer Verpa­
ckung, die eine Verletzungsgefahr ausschließt, in den 
Abfall gegeben werden. Im Ubrigen bleiben abfallrechtli­
che Regelungen unberührt. 

§ 6 

Überwachung 

Die unteren Gesundheitsbehörden überwachen die 
Einhaltung dieser Verordnung. 

§ 16 Abs. 2 IfSG gilt entsprechend. Das Grundrecht der 
Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Abs. 1 GG) 
wird insoweit eingeschränkt. 

§ 7 
In-Kraft-Treten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung zur Verhütung 
übertragbarer Krankheiten (Hygiene-Verordnung) vom 
10. Mai 1988 (GV. NRW. S. 210), geändert durch Verord­
nung vom 6. September 1994 (GV. NRW. S. 728), außer 
Kraft. 

Düsseldorf, den 9. Januar 2003 

Die Ministerin 

223 

für Gesundheit. Soziales. 
Frauen und Familie , 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Birgit Fischer 

- GV. NRW. 2003 S. 56. 

.. Verordnung 
zur Anderung der Verordnung 

ü.ber den Bildungsgang in der Grundschule 
(Ausbildungsordnung 

gemäß§ 26b SchVG - AO-GS) 
Vom 31. Januar 2003 

· Aufgrund des § 26 b Schulverwaltungsgesetz (Sch VG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Januar 1985 
(GV. NRW. S. 155, ber. S. 447), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 9. Mai 2000 (GV. NRW. S. 462, ber. 2001 S. 29), 
wird mit Zustimmung des Ausschusses für Schule und 
Weiterbildung des Landtags verordnet: 
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Artikel 1 
Änderung der Verordnung 

über den Bildungsgang 
in der Grundschule (AO-GS) 

Die Verordnung über den Bildungsgang in der Grund­
schule (Ausbildungsordnung gemäß § 26 b Sch VG -
AO-GS) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. November 1996 (GV. NRW. S. 478), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 14. Dezember 2000 (GV. NRW. 
S. 761), wird wie folgt geändert: 

1. § 7 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 erhält folgende Fassung: 
,,Der Unterricht umfasst die Fächer Deutsch, Sach­
unterricht, Mathematik, Sport, Musik, Kunst, Reli­
gionslehre sowie den Förderunterricht." 

b) Nach Satz 1 (neu) werden die folgenden Sätze 2 
und 3 eingefügt: 
„In den Klassen 3 und 4 wird das Fach Englisch 
unterrichtet. Die Begegnung mit Sprachen wird im 
Rahmen des Unterrichts ab Klasse 1 ermöglicht." 

c) Der bisherige Satz 2 wird Satz 4. 

2. In§ 9 Abs. 3 Satz 2 wird das Wort „Sprache" durch das 
Wort „Deutsch" ersetzt. 

3. In § 11 Abs. 1 wird nach Satz 1 folgender Satz 2 
angefügt: 

„In den Schuljahren 2003/2004 bis 2006/2007 sind die im 
Fach Englisch erbrachten Leistungen der Schülerin­
nen und Schüler nicht versetzungswirksam." 

4. Die Anlage erhält folgende Fassung: 

„Anlage 

Stundentafel 

Gesamtunterrichtszeit 
in Wochenstunden für die 
Klasse 1 Klasse 2 Klasse 3 Klasse 4 
19-20 21-22 25-26 26-27 

davon 
Deutsch, Sachunterricht, 
Mathematik. 
Förderunterricht 11-12 12-13 14-15 15-16 
Kunst, Musik 3 4 4 4 
Englisch 2 2 
Religionslehre 2 2 2 2 
Sport 3 3 3 3 

Zusätzlich: Muttersprachlicher Unterricht im Umfang 
von in der Regel 5 Wochenstunden 

Anmerkung: Von der für die einzelnen Fächer oder 
Fächergruppen angegebenen Anzahl der Schülerwochen­
stunden kann in begründeten Fällen geringfügig abgewi­
chen werden." 

Artikel 2 
In-Kraft-Treten, 

Außer-Kraftt-Teten 

Diese Verordnung tritt am 1. August 2003 in Kraft. Sie 
gilt nicht für Schülerinnen und Schüler, die sich zum 
Schuljahr 2003/2004 in der Klasse 4 befinden. § 11 Abs. 1 
Satz 2 tritt mit Beginn des Schuljahres 2007/2008 außer 
Kraft. 

Düsseldorf, den 31. Januar 2003 

Die Ministerin 
für Schule, Jugend und Kinder 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Ute Schäfer 

- GV. NRW. 2003 S. 56. 

311 
.. Dritte Verordnung 

zur Anderung der Verordnung 
über die maschinelle Führung des Grundbuchs 

(Dritte Änderungs-VO 
zur Grundbuch-Automations-VO) 

Vom 24. Januar 2003 

Auf Grund des§ 126 Abs. 1 Satz 1 und des§ 141 Abs. 2 
Satz 4 Halbsatz 1 der Grundbuchordnung (GBO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 26. Mai 1994 (BGBl. I 
S. 1114), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Änderung 
der Insolvenzordnung und anderer Gesetze vom 
26. Oktober 2001 (BGBl. I S. 2710, 2715), sowie des § 67 
Sätze 2 und 3, § 81 Abs. 2 und des§ 93 der Verordnung zur 
Durchführung der Grundbuchordnung (Grundbuchver­
fügung - GBV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
24. Januar 1995 (BGBl. I S.114), zuletzt geändert durch die 
Verordnung über die Eintragung des Bodenschutzlast­
vermerks vom 18. März 1999 (BGBL I S. 497), in Verbin­
dung mit§§ 1 bis 3 der Verordnung über die Ermächti­
gung des Justizministeriums zum Erlass von Rechtsver­
ordnungen nach § 126 Abs. 1 und § 141 Abs. 2 GBO sowie 
§ 93 GBV vom 9. Mai 2000 (GV. NRW. S. 485) wird 
verordnet: 

Artikel I 

Die Anlage zu der Verordnung über die maschinelle 
Führung des Grundbuchs (Grundbuch-Automations-VO) 
vom 20. Juni 2002 (GV. NRW. S. ~81), zuletzt geändert 
durch die Zweite Verordnung zur Anderung der Verord­
nung über die maschinelle Führung des Grundbuchs vom 
2. Dezember 2002 (GV. NRW. S. 634), wird wie folgt neu 
gefasst: 

Oberlandesgerichtsbezirk Düsseldorf 

Düsseldorf seit 1. Januar 2002 
Moers ab 1. Oktober 2002 
Viersen 
Neuss 
Solingen 
Mülheim an der Ruhr 

ab 
ab 
ab 
ab 

24. Oktober 2002 
28. Januar 2003 
20. März 2003 
22. April 2003 

Oberlandesgerichtsbezirk Hamm 

Soest seit 15. Januar 2002 
Bielefeld seit 1. März 2002 
Essen ab 1. August 2002 
Hagen ab 15. Oktober 2002 

„Anlage 

Beckum 
Arnsberg 
Münster 
Gladbeck 
Ahlen 
Hattingen 

ab 11. November 2002 
ab 17. Dezember 2002 
ab 20. Januar 2003 
ab 10. März 2003 
ab 26. Mai 2003 
ab 13. Juni 2003 

Oberlandesgerichtsbezirk Köln 

Wipperfürth seit 1. November 2001 
Düren seit 1. März 2002 
Jülich ab 18. November 2002 
Waldbröl ab 17. Dezember 2002 
Köln ab 1. Februar 2003 
Leverkusen ab 17. April 2003 
Königswinter ab 2. Juni 2003 
Brühl ab 25. Juni 2003." 
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Artikel II 
In-Kraft-Treten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 

Düsseldorf, den 24. Januar 2003 

Der Justizminister 

780 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Wolfgang Gerhards 

- GV. NRW. 2003 S. 57. 

Vero1·dnung 
über die Festsetzung der Umlage 

der Landwirtschaftskammer Rheinland 
für das Haushaltsjahr 2003 

Vom 27. Januar 2003 

Aufgrund des § 2 Abs. 1 des Umlagegesetzes vom 
17. Juli 1951 (GV. NRW. S. 37), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 5. März 2002 (GV. NRW. S. 105), ·wird 
verordnet: 

§ 1 

Für die Landwirtschaftskammer Rheinland wird die 
Umlage für das Haushaltsjahr 2003 entsprechend dem 
Beschluss der Hauptversammlung der Land,virtschafts­
kammer vom 2. Dezember 2002 auf 6.50 vom Tausend des 
Einheitswertes festgesetzt. · 

§ 2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2003 
in Kraft. 

Düsseldorf, den 27. Januar 2003 

Die Ministerin 
für Um,velt und Naturschutz. 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Bärbel Höhn 

- GV. NRW. 2003 S. 53. 

780 
Verordnung 

über die Festsetzung der Umlage 
der Landwirtschaftskammer Westfalen-Lippe 

für das Haushaltsjahr 2003 
Vom 27. Januar 2003 

Aufgrund des § 2 Abs. 1 des Umlagegesetzes vom 
17. Juli 1951 (GV. :\rlW. S. 37), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 5. März 2002 (GV. NRW. S. 105), wird 
verordnet: 

§ 1 

Für die Landwirtschaftskammer Westfalen-Lippe ·wird 
die Umlage für das Haushaltsjahr 2003 entsprechend dem 
Beschluss der Hauptversammlung der Landwirtschafts­
kammer vom 5. Dezember 2002 auf 6.50 vom Tausend des 
Einheitswertes festgesetzt. · 

§2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2003 
in Kraft. 

Düsseldorf, den 27. Januar 2003 

Die :VIinisterin 
für Umwelt und Naturschutz, 

Land-\virtschaft und Verbraucherschutz 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Bärbel Höhn 

- GV. NRW. 2003 S. 58. 

Genehmigung der 36. Änderung 
des Gebietsentwicklungsplanes 

für den Regierungsbezirk Arnsberg, 
Teilabschnitt Dortmund/Unna/Hamm 

im Gebiet der Gemeinde Bönen 
Vom 13. Dezembei· 2001 

Der Regionalrat des Regierungsbezirks Arnsberg hat in 
seiner Sitzung am 23. September 2001 die Aufstellung der 
36. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für den 
Regierungsbezirk Arnsberg, Teilabschnitt Dortmund/ 
Unna/Hamm im Gebiet der Gemeinde Bönen beschlossen 
(Darstellung eines Ge,verbe- und Industrieansiedlungs­
bereiches). 

Diese Änderung habe ich mit Erlass vom 23. Mai 2001 -
IV.2 - 30.13.02.36 - gemäß § 16 Abs. 1 des Landesplanungs­
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
11. Februar 2001 (GV. NRW. S. 50), zuletzt geändert am 
17. Mai 2001 (GV. NRW. S. 194) im Einvernehmen mit den 
fachlich zuständigen Landesministerien genehmigt. 

Gemäß § 16 Abs. 3 des Landesplanungsgesetzes werden 
die in der Änderung des Gebietsentwicklungsplanes 
enthaltenen Darstellungen mit der Bekanntm.achung der 
Genehmigung Ziele der Raumordnung und Landespla­
nung. 

Die 36. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für 
den Regierungsbezirk Arnsberg wird bei dem Ministe­
rium für Energie, Verkehr und Landesplanung (Landes­
planungsbehörde), bei der Bezirksregierung Arnsberg 
(Bezirksplanungsbehörde) sowie im Kreis Unna und der 
Gemeinde Bönen zür Einsicht für jedermann niederge­
legt. 

Die Bekanntmachung der Genehmigung der Änderung 
des Gebietsentwicklungsplanes im Gesetz- und Verord­
nungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen erfolgt 
nach § 16 Abs. 2 Satz 1 des Landesplanungsgesetzes. 

Gemäß § 17 des Landesplanungsgesetzes weise ich auf 
folgendes hin: 

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
des Landesplanungsgesetzes und der aufgrund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften bei der Erarbei­
tung und Aufstellung der Änderung des Gebietsentwick­
lungsplanes ist unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich 
unter Bezeichnung der Verletzung innerhalb eines Jahres 
nach dieser Bekanntmachung bei der Bezirksregierung 
Arnsberg (Bezirksplanungsbehörde) geltend gemacht 
worden ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die 
Genehmigung des Gebietsenhvicklungsplanes oder deren 
Bekanntmachung verletzt worden sind. 

Düsseldorf, den 7. Februar 2003 

Der Niinister 
für Verkehr, Energie und Landesplanung 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Im Auftrag 

Dr. Pietrzeniuk 

- GV. NRW. 2003 S. 58. 

Bekanntmachung 
der Unfallverhütungsvorschrift „Schulen'' 

Vom 29. Oktober 2002 

Die Vertreterversammlung des Gemeindeun:fallversi­
cherungsverbandes Westfalen-Lippe hat in ihrer Sitzung 
am 29. Oktober 2002 folgende Unfallverhütungsvorschrift 
beschlossen: 
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Unfallverhütungsvorschrift 
„Schulen" (GUV 6.3) vom Mai 2001 

Inhaltsverzeichnis 

1. 
Geltungsbereich 

§ 1 Geltungsbereich 

II. 
Begriffsbestimmungen 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

III. 
Allgemeine Ausführungs-

und Gestaltungsgrundsätze 

§ 3 Allgemeine Anforderungen 
§ 4 Auftragsvergabe 
§ 5 Böden 
§ 6 Wände, Stützen 
§ 7 Verglasungen und lichtdurchlässige Flächen 
§ 8 Umwehrungen 
§ 9 Treppen, Rampen 
§ 10 Türen, Fenster 
§ 11 Einrichtungsgegenstände 
§ 12 Beleuchtung mit künstlichem Licht 

Außenanlagen -
Zusätzliche Anforderungen 

§ 13 Verkehrsgefährdungen 
§ 14 Einrichtungen und Anlagen im Freien 
§ 15 Spielplatzgeräte 
§ 16 Haltestellen für Busse 

Sportstätten -
Zusätzliche Anforderungen 

§ 17 Sportstättenbau 
§ 18 Hallenstirnwände 
§ 19 Geräteraumtore 
§ 20 Wasch-, Dusch- und Umkleideräume 

Fachräume 
für naturwissenschaftlichen Unterricht, 

Werk-/Technikunterricht und vergleichbar 
ausgestattete Räume -

Zusätzliche Anforderungen 

§ 21 Unbefugtes Betreten, Rettungswege 
§ 22 Elektrische Anlagen und Gasversorgung 
§ 23 Fußböden in Fachräumen 
§ 24 Materialtransport 
§ 25 Arbeitsplätze in Fachräumen 
§ 26 Gefahrstoff e 
§ 27 Unbefugte Benutzung von Maschinen und Geräten 

Erste Hilfe 

§ 28 Erste Hilfe 

IV. 
Übergangsregelungen 

§ 29 Übergangsregelungen 

V. 
In-Kraft-Treten 

§ 30 In-Kraft-Treten 

I. 
Geltungsbereich 

§ 1 
Geltungsbereich 

(1) Diese Unfallverhütungsvorschrift gilt für die schü­
lergerechte Gestaltung von baulichen Anlagen und Ein­
richtungen allgemein bildender Schulen, die Schülerin­
nen und Schülern bestimmungsgemäß zugänglich sind. 
Sie gilt ferner für vergleichbare bauliche Anlagen und 
Einrichtungen von beruflichen Schulen. 

(2) Diese Unfallverhütungsvorschrift gilt nicht für 

1. bauliche Anlagen und Einrichtungen von Schwimm­
bädern im Schulbereich, 

2. den bühnentechnischen Teil von Szenenflächen in der 
Schule. 

II. 
Begriffsbestimmungen 

§2 
Begriffsbestimmungen 

(1) Bauliche Anlagen im Sinne dieser Unfallverhü­
tungsvorschrift sind Gebäude und Bauteile der Schule 
einschließlich der baulichen Anlagen auf dem Außenge­
lände. 

(2) Einrichtungen im Sinne dieser Unfallverhütungs­
vorschrift sind Gegenstände zur funktionalen Ausstat­
tung des Schulgebäudes und des Außengeländes. 

(3) Aufenthaltsbereiche im Sinne dieser Unfallverhü­
tungsvorschrift sind Flächen, die Schülerinnen und 
Schülern bestimmungsgemäß zugänglich sind. 

(4) Fachräume im Sinne dieser Unfallverhütungsvor­
schrift sind Räume für den naturwissenschaftlichen 
Unterricht, den Werk-/Technikunterricht oder vergleich­
bar ausgestattete Räume einschließlich ihrer Vorberei­
tungs-, Sammlungs- und auch Lagerräume. 

III. 
Allgemeine Ausführungs­

und Gestaltungsgrundsätze 

§3 
Allgemeine Anforderungen 

Der Unternehmer hat im Hinblick auf die Sicherheit 
der Schülerinnen und Schüler dafür zu sorgen, dass alle 
baulichen Anlagen und Einrichtungen der Schule nach 
den Bestimmungen dieses Abschnittes III errichtet, be­
schafft und in Stand gehalten werden. 

§4 
Auftragsvergabe 

Erteilt der Unternehmer den Auftrag, bauliche Anla­
gen und Einrichtungen von Schulen zu planen, herzustel­
len oder zu ändern, hat er dem Auftragnehmer schriftlich 
aufzugeben, die in Abschnitt III genannten Bestimmun­
gen zu beachten und einzuhalten. 

§ 5 
Böden 

(1) Bodenbeläge müssen entsprechend der Eigenart der 
schulischen Nutzung rutschhemmend ausgeführt sein. 

(2) In Aufenthaltsbereichen von Schülerinnen und 
Schülern sind Stolperstellen und grundsätzlich auch 
Einzelstufen zu vermeiden. Lassen sich Einzelstufen 
nicht vermeiden, müssen sie von angrenzenden Flächen 
deutlich unterschieden werden können. 

(3) Zur Erhaltung der rutschhemmenden Eigenschaften 
von Bodenbelägen sind in Eingangsbereichen Maßnah­
men zu treffen, die Schmutz und Nässe zurückhalten. 

§ 6 
Wände, Stützen 

(1) Oberflächen von Wänden und Stützen sollen bis zu 
einer Höhe von 2,00 m ab Oberkante Standfläche so 
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beschaffen sein, dass Verletzungsgefahren durch unbeab­
sichtigtes Berühren verhindert werden. Können Verlet­
zungsgefahren durch unbeabsichtigte Berührungen nicht 
vermieden werden, muss die verbleibende Gefährdung 
möglichst gering gehalten werden. 

(2) Ecken und Kanten von Wänden und Stützen dürfen 
bis zu einer Höhe von 2.00 m ab Oberkante Standfläche 
nicht scharfkantig ausgeführt sein. 

§ 7 
Verglasungen 

und lichtdurchlässige Flächen 

(1) In Aufenthaltsbereichen von Schülerinnen und 
Schülern müssen Verglasungen und sonstige lichtdurch­
lässige Flächen bis zu einer Höhe von 2,00 m ab Ober­
kante Standfläche aus bruchsicheren ·w erkstoffen beste­
hen oder ausreichend abgeschirmt sein. 

(2) Verglasungen und sonstige lichtdurchlässige Flä­
chen müssen für Schülerinnen und Schüler leicht und 
deutlich erkennbar sein. 

§ 8 
Umwehrungen 

(1) Aufenthaltsbereiche für Schülerinnen und Schüler, 
die 0.30 m bis LOO m über einer anderen Fläche oder 
oberhalb von Sitzstufenanlagen liegen und bei denen 
Absturzgefahr besteht, müssen gesichert sein. 

(2) Umwehrungen müssen entsprechend der schuli­
schen Nutzung sicher gestaltet sein. Sie dürfen nicht zum 
Rutschen, Klettern, Aufsitzen und Ablegen von Gegen­
ständen verleiten. 

§ 9 
Treppen, Rampen 

(1) Treppen und Rampen müssen entsprechend der 
schulischen Nutzung sicher ausgeführt sein. 

(2) Treppenstufen müssen gut erkennbar sein. 

(3) An Treppen und Rampen sind an beiden Seiten 
Handläufe anzubringen, die im gesamten Verlauf für 
Schülerinnen und Schüler sicheren Halt bieten und an 
denen ein Hängenbleiben ausgeschlossen ist. 

(4) Offene Bereiche unter Podesten und Treppenläufen 
mit weniger als 2,00 m Durchgangshöhe sind in Aufent­
haltsbereichen so zu sichern, dass Verletzungsgefahren 
durch unbeabsichtigtes Unterlaufen vermieden werden. 

§ 10 
Türen, Fenster 

(1) Türen zu Räumen müssen so angeordnet sein, dass 
Schülerinnen und Schüler durch nach außen aufschla­
gende Türflügel nicht gefährdet werden . 

.. (2) Fenster müssen so gestaltet sein, dass sie beim 
Offnen und Schließen sowie in geöffnetem Zustand 
Schülerinnen und Schüler nicht gefährden. 

(3) Griffe, Hebel und Schlösser müssen so beschaffen 
und angeordnet sein, dass durch bestimmungsgemäßen 
Gebrauch Gefährdungen für Schülerinnen und Schüler 
vermieden werden. 

§ 11 
Einrichtungsgegenstände 

(1) Kanten, Ecken und Haken von Einrichtungsgegen­
ständen in Aufenthaltsbereichen sind bis zu einer Höhe 
von 2.00 m ab Oberkante Standfläche so auszubilden oder 
zu sichern, dass Verletzungsgefahren für Schülerinnen 
und Schüler vermieden werden. 

(2) Einrichtungsgegenstände sind so aufzustellen und 
bewegliche Teile von Einrichtungsgegenständen sind so 
zu gestalten, dass bei bestimmungsgemäßem Gebrauch 
keine Gefährdungen für Schülerinnen und Schüler ent­
stehen. 

(3) Schultafeln müssen sicher gestaltet, befestigt und 
aufgestellt sein. 

(4) Für Schülerinnen und Schüler sind auf ihre Körper­
größe abgestimmte Stühle und Tische bereitzustellen, die 
dem Stand der Technik entsprechen. 

§ 12 
Beleuchtung 

mit künstlichem Licht 

Aufenthaltsbereiche in Gebäuden müssen entspre­
chend der schulischen Nutzung mit ausreichend künstli­
chem Licht zu beleuchten sein. 

Außenanlagen -
Zusätzliche Anforderungen 

§ 13 
Verkehrsgefährdungen 

(1) Auf Pausenhofflächen ist sicherzustellen, dass 
Schülerinnen und Schüler während der Schulzeit durch 
Kraftfahrzeuge nicht gefährdet werden können. 

(2) Ausgänge von Schulgrundstücken sind so zu gestal­
ten. dass Schülerinnen und Schüler nicht direkt in den 
Straßenverkehr hineinlaufen können. 

§ 14 
Einrichtungen 

und Anlagen im Freien 

(1) Einfriedungen sind so zu gestalten, dass Verlet­
zungsgefahren für Schülerinnen und Schüler vermieden 
werden. 

(2) Für das Abstellen von Fahrrädern auf dem Schulge­
lände müssen sichere Einrichtungen und Zugangswege 
vorgesehen werden. 

(3) Bodenbeläge von Aufenthaltsbereichen im Freien 
müssen auch bei Nässe rutschhemmende Eigenschaften 
besitzen und so beschaffen sein, dass Verletzungen bei 
Stürzen möglichst vermieden werden. 

(4) Notwendige Verkehrswege im Freien müssen ausrei-
chend beleuchtet werden können. · 

(5) Wasseranlagen sind sicher zu gestalten und so 
anzulegen, dass die Gefahr des Hineinfallens von Schüle­
rinnen und Schülern vermieden wird. 

§ 15 
Spielplatzgeräte 

(1) Spielplatzgeräte müssen sicher gestaltet und aufge­
stellt sein. Das gilt auch für Kunstobjekte in Aufent­
haltsbereichen, die zum Klettern und Spielen genutzt 
werden können. 

(2) Der Boden im Sicherheitsbereich von Spielplatzge­
räten muss so ausgeführt sein, dass Verletzungsgefahren 
vermindert werden. 

§ 16 
Haltestellen für Busse 

Haltestellen für Busse auf Schulgrundstücken sind so 
anzulegen, dass Schülerinnen und Schüler durch fah­
rende Busse und andere Fahrzeuge nicht gefährdet 
werden können. Es müssen ausreichend bemessene \Var­
tebereiche vorhanden sein. 

Sportstätten -
Zusätzliche Anforderungen 

§ 17 
Sportstättenbau 

Sportstätten müssen nach dem Stand der Technik für 
den Sportstättenbau errichtet werden. 

§ 18 
Hallenstirnwände 

Oberflächen von Hallenstirnwänden sind bis zu einer 
Höhe von 2,00 m ab Oberkante Sportboden so auszubil­
den, dass Verletzungsgefahren beim Aufprall voh Schüle­
rinnen und Schülern vermindert werden. 
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§ 19 
Geräteraumtore 

Geräteraumtore sind so zu gestalten, dass ihre Ausfüh­
rung nicht zu Gefährdungen für Schülerinnen und Schü­
ler führt und sie gefahrlos benutzt werden können. 

§ 20 
Wasch-, Dusch­

und Umkleideräume 

(1) Wasch- und Duschräume sowie unmittelbar damit 
in Verbindung stehende Umkleideräume, die von Schüle­
rinnen und Schülern im Rahmen des Schulsports benutzt 
werden., sind mit Fußbodenbelägen auszustatten, die 
auch bei Nässe rutschhemmende Eigenschaften besitzen. 

(2) Für Stromkreise mit Steckdosen in Wasch-, Dusch­
und Umkleideräumen sind geeignete elektrische Schutz­
maßnahmen gegen direktes und indirektes Berühren zu 
treffen. 

Fachräume 
für naturwissenschaftlichen Unterricht, 

Werk-/Technikunterricht und 
vergleichbar ausgestattete Räume -

Zusätzliche Anforderungen 

§ 21 
Unbefugtes Betreten, 

Rettungswege 

(1) Fachräume müssen gegen unbefugtes Betreten gesi­
chert werden können. 

(2) Für Fachräume mit erhöhter Brandgefahr müssen 
mindestens zwei sichere Fluchtmöglichkeiten vorhanden 
sein. 

§ 22 
Elektrische Anlagen 
und Gasversorgung 

In Fachräumen mit Schülerübungstischen und/oder 
Vorführständen müssen elektrische Anlagen und Gasver­
sorgungsanlagen nach dem für diesen Bereich geltenden 
Stand der Technik errichtet werden. 

§ 23 
Fußböden in Fachräumen 

(1) Fußböden von Fachräumen, in denen mit gefährli­
chen Stoffen umgegangen wird, sind so auszuführen, dass 
ein Eindringen dieser Stoffe vermieden wird. 

(2) In Fachräumen für Werk-/Technikunterricht muss 
d:.e rutschhemmende Eigenschaft des Fußbodens auch bei 
Staubanfall wirksam bleiben. 

§ 24 
Materialtransport 

Zwischen Unterrichtsräumen, Sammlungsräumen und 
Lagerräumen müssen Geräte und Materialien sicher 
transportiert werden können. 

§ 25 
Arbeitsplätze in Fachräumen 

(1) In Unterrichtsräumen für naturwissenschaftlichen 
Unterricht sind geeignete Maßnahmen zu treffen, die 
Gefährdungen von Schülerinnen und Schülern bei Versu­
cr~en am Lehrerexperimentiertisch verhindern. 

(2) Abstände von Schülerübungstischen oder zwischen 
Werkbänken sind so zu bemessen, dass Schülerinnen und 
Schüler sich bei praktischen Übungen und Arbeiten nicht 
gegenseitig behindern. 

(3) Einrichtungsgegenstände mit fest installierten Lei­
tungen für die Gas- und Elektroversorgung müssen gegen 
Abreißen der Leitungen gesichert sein. 

(4) In Fachräumen für Informatik sind die Arbeits­
plätze für Schülerinnen und Schüler nach dem Stand der 
Technik zu gestalten 

§ 26 
Gefahrstoffe 

(1) In Fachräumen für naturwissenschaftlichen Unter­
richt, in denen bei Versuchen Gefahrstoffe in Form von 
Gasen, Dämpfen oder Stäuben frei werden, müssen diese 
wirksam abgeführt werden können. 

(2) Gefahrstoffe müssen sicher aufbewahrt werden 
können. 

(3) In Fachräumen für Werk-/Technikunterricht darf 
Holzstaub in gesundheitsgefährlichen Konzentrationen 
nicht auftreten; dies ist zum Sch·.Itz der Schülerinnen und 
Schüler durch geeignete Schutzmaßnahmen sicherzustel­
len. 

(4) Für Brennöfen, die in Aufenthaltsbereichen von 
Schülerinnen und Schülern stehen, sind geeignete Maß­
nahmen gegen die Abgabe von Gefahrstoffen in die 
Raumluft zu treffen. 

§ 27 
Unbefugte Benutzung 

von Maschinen und Geräten 

In Fachräumen müssen Maschinen und Geräte, an 
denen Schülerinnen und Schüler nicht beschäftigt wer­
den dürfen oder deren Betreiben nur unter Anleitung und 
Aufsicht zugelassen ist, gegen unbefugte Benutzung 
gesichert werden können. 

Erste Hilfe 

§ 28 
Erste Hilfe 

Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass für eine 
wirksame Erste Hilfe für Schülerinnen und Schüler die 
erforderlichen Einrichtungen in ausreichendem Umfang 
zur Verfügung stehen. 

IV. 
Übergangsregelungen 

§ 29 
Übergangsregelungen 

(1) Soweit beim In-Kraft-Treten dieser Unfallverhü­
tungvorschrift eine Einrichtung errichtet ist oder mit 
ihrer Errichtung begonnen worden ist und in dieser 
Unfallverhütungsvorschrift Anforderungen gestellt wer­
den, die über die bisher gültigen Anforderungen hinaus­
gehen, ist diese Unfallverhütungsvorschrift vorbehaltlich 
des Absatzes 2 nicht anzuwenden. 

(2) Einrichtungen nach Absatz 1 müssen entsprechend 
dieser Unfallverhütungsvorschrift geändert werden, so­
fern 

l. sie wesentlich erweitert oder umgebaut werden, 

2. die Nutzung der Einrichtungen wesentlich geändert 
wird, 

3. konkrete schulische Unfallschwerpunkte eine Gefahr 
für Leben oder Gesundheit der Schülerinnen und 
Schüler darstellen. 

V. 
In-Kraft-Treten 

§ 30 
In-Kraft-Treten 

Diese Unfallverhütungsvorschrift tritt am ersten Tage 
des Monats April oder des Monats Oktober in Kraft, der 
als Erster der Bekanntmachung folgt. 

Münster, den 6. November 2002 

Der Geschäftsführer 

Micha 
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Genehmigung 

Die vorstehende Unfallverhütungsvorschrift 
,,Schulen" (GUV 6.3) 
wird genehmigt. 
Az.: 211-8006.15.4.4 

Düsseldorf, den 29. November 2002 

lVIinisteri um 
für Arbeit und Soziales, 

Qualifikation und Technologie 
des Landes Nordrhein-\,Vestfalen 

Im Auftrag 

Postler 

- GV. NRW. 2003 S. 59. 

Außerkraftsetzung 
der Uufallverhiitungsvorschrift 

,,Schlachthöfe und Schlachthäuser" 
(GUV 7.17) 

Vom 29. Oktober 2002 

Die Vertreterversammlung des Gemeindeunfallversi­
cherungsverbandes Westfalen-Lippe hat in ihrer Sitzung 
am 29. Oktober 2002 beschlossen: 

„Die Unfallverhütungsvorschrift „Schlachthöfe un_d 
Schlachthäuser" (GUV 7.17) vom Juli 1993 in der Fassung 
vom Januar 1997 wird mit Ablauf des Monats außer Kraft 
gesetzt, in dem die öffentliche Bekanntmachung dieses 
Beschlusses erfolgt." 

Münster, den 29. Oktober 2002 

Josef lVIicha 

Geschäftsführer 

Genehmigung 

Die Außerkraftsetzung der vorstehenden Unfallverhü­
tungsvorschrift 
,,Schlachthöfe und Schlachthäuser" (GUV 7.17) 
wird genehmigt. 
Az. 211-8006.15.4.4.1.1 

Düsseldorf, den 29. November 2002 

Ministerium 
für Arbeit und Soziales, 

Qualifikation und Technologie 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Im Auftrag 

Postler 

- GV NRW. 2003 S. 62. 
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